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291 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung, mit der dem
Lehrgang „Hernstein Intensiv Training für den
Unternehmernachwuchs am Hernstein Inter-
national Management Institute" universitärer

Charakter verliehen wird

Auf Grund des § 40 a des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 25/1991, wird verordnet:

§ 1. Dem vom Hernstein International Manage-
ment Institute in Wien, Berggasse 16, veranstalteten
Lehrgang „Hernstein Intensiv Training für den
Unternehmernachwuchs am Hernstein Internatio-
nale Management Institute" wird universitärer
Charakter im Sinne des § 40 a Abs. 1 des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes verliehen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Juli
1995 außer Kraft.

Busek

292. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über eine
Änderung der Entgeltsrichtlinienverordnung

1986

Auf Grund des § 13 Abs. 3 des Wohnungsgemein-
nützigkeitsgesetzes, BGBl. Nr. 139/1979, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 68/1991, wird verordnet:

Die Entgeltsrichtlinienverordnung 1986, BGBl.
Nr. 311, zuletzt geändert durch die Verordnung
BGBl. Nr. 317/1990, wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Abs. 2 wird das Wort „Bauleitung" durch
die Worte „örtlichen Bauaufsicht" ersetzt.

2. Nach § 8 wird folgender § 8 a eingefügt:

„§ 8 a. Als Kosten von Erhaltungs- oder Verbes-
serungsarbeiten im Sinne des § 14 a Abs. 3 und des
§ 14 b Abs. 3 WGG sind auch die Kosten der
Planung und örtlichen Bauaufsicht (§ 2 Z 1 und § 39
Abs. 17 WGG), die Bauverwaltungskosten gemäß
§ 9 Abs. 4 und die Finanzierungskosten, wie etwa
tatsächliche Kosten für Baukredite und Zwischen-
kredite, Geldbeschaffungskosten und Zinsen für
eingesetzte Eigenmittel, zu verstehen."

3. § 9 Abs. 1 Z 1 lit. a und b lautet:
,,a) bei Überlassung in Miete oder sonstige

Nutzung 1716 S je Jahr und
b) bei Überlassung in das Eigentum, Miteigen-

tum oder Einräumung des Wohnungseigen-
tums 2 100 S zuzüglich Umsatzsteuer je Jahr
beträgt,"

4. § 9 Abs. 4 lautet:

„(4) Neben einem Pauschalbetrag zur Deckung
der Verwaltungskosten darf bei umfangreichen
Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten ein ange-
messener Betrag für die Bauverwaltung und
Bauüberwachung angerechnet werden, sofern diese
Tätigkeiten über die im Rahmen der ordentlichen
Verwaltung regelmäßig anfallenden Leistungen
hinausgehen. Ein solcher erhöhter Verwaltungsauf-
wand liegt insbesondere vor, wenn die Durchfüh-
rung der Arbeiten eine schwierige technische
Vorbereitung oder die Koordinierung mehrerer
Auftragnehmer erfordert und die Kosten der
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Arbeiten aus den laufenden Beträgen zur Rückstel-
lung gemäß § 14 Abs. 1 Z 5 WGG im Verteilungs-
zeitraum nicht gedeckt werden können oder aus
öffentlichen Mitteln gefördert werden. Für die
Bauverwaltung und Bauüberwachung dürfen zu-
sammen höchstens 5 vH der Baukosten angerechnet
werden. Dieser Höchstsatz vermindert sich auf
3 vH, wenn die Kosten der Bauüberwachung im
Rahmen der Kosten der örtlichen Bauaufsicht
geltend gemacht werden."

5. § 16 lautet:

„§ 16. (1) Diese Verordnung tritt, soweit die
folgenden Absätze nicht anderes bestimmen, mit
1. Juli 1986 in Kraft.

(2) § 9 in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 311/1986 tritt mit 1. Jänner 1986 in Kraft.

(3) § 9 Abs. 1 Z 1 lit. a und b in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 209/1987 tritt mit 1. Jänner
1987 in Kraft.

(4) § 9 Abs. 1 Z 1 lit. a und b in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 192/1988 tritt mit 1. Jänner
1988 in Kraft.

(5) § 9 Abs. 1 Z 1 lit. a und b in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 297/1988 tritt mit 1. Juli
1988 in Kraft.

(6) § 9 Abs. 1 Z 1 lit. a und b in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 264/1989 tritt mit 1. Juli
1989 in Kraft.

(7) § 7 Abs. 4 und § 9 Abs. 1 Z 1 lit. a und b in der
Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 317/1990
treten mit 1. Juli 1990 in Kraft.

(8) § 5 Abs. 2, § 8 a, § 9 Abs. 1 Z 1 lit. a und b
sowie § 9 Abs. 4 in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 292/1991 treten mit 1. Juli 1991 in
Kraft."

Schüssel

293. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 56
Geschriebenstein Straße im Bereich der Ge-

meinde Deutsch Schützen-Eisenberg

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 56
Geschriebenstein Straße wird im Bereich der
Gemeinde Deutsch Schützen-Eisenberg wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 35,4 und bindet bei km 36,8 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Burgenländischen Landesregierung sowie bei der
Gemeinde Deutsch Schützen-Eisenberg aufliegen-
den Planunterlagen (Plan Nr. 1018 im Maßstab
1:2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

294. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 72
Weizer Straße im Bereich der Gemeinden

Thannhausen und Feistritz bei Anger

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 72
Weizer Straße wird im Bereich der Gemeinden
Thannhausen und Feistritz bei Anger wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse führt
von km 32,60 bis km 33,30 und von km 33,65 bis
km 34,35 in gestreckterer Linienführung unter
teilweiser Benützung der bestehenden Straßen-
trasse.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Steiermärkischen Landesregierung sowie bei den
Gemeinden Thannhausen und Feistritz bei Anger
aufliegenden Planunterlagen im Maßstab 1:2000
zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel



110. Stück — Ausgegeben am 18. Juni 1991 — Nr. 295 1433

295. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 314
Fernpaß Straße und der B 189 Mieminger
Straße im Bereich der Gemeinde Nassereith

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßengeset-
zes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verordnet :

1. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 314
Fernpaß Straße wird im Bereich der Gemeinde
Nassereith wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt an
der Anschlußstelle „Nassereith/Süd" im Zuge der
unter Punkt 2 verordneten Trasse der B 189
Mieminger Straße, führt in der Folge durch den
Seeck-Tunnel, verläuft anschließend am westlichen
Ortsrand von Nassereith und bindet nach der
Halbanschlußstelle „Nassereith/Nord" bei
km 14,74 (alt) in den Bestand ein.

2. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 189
Mieminger Straße wird im Bereich der Gemeinde
Nassereith wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 23,18 (alt), führt über die Anschlußstelle
„Nassereith/Süd" und bindet bei km 24,63 (alt)
wieder in den Bestand ein.

3. Im einzelnen ist der Verlauf der neu
herzustellenden Straßentrasse aus den beim Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten,
beim Amt der Tiroler Landesregierung sowie bei der
Gemeinde Nassereith aufliegenden Planunterlagen
(Plan Nr. B 89.590 im Maßstab 1 :1000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenabschnitte Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel
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